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Prof. Dr. Ute Fischer

Woran wird soziale Ausgrenzung sichtbar?

Armut hat ihr Gesicht verändert. Zu diesem 
Schluss kommt der Macher der Dortmunder Sup­
penküche in einem Forschungsinterview 2014. In 
einer Studie über den Strukturwandel aus bio­
grafischer Sicht (Borstel/​Fischer 2016) nennt er 
wohnungslose Männer als typische Gäste der mit­
täglichen Speiseangebote in den 1990er Jahren. 
Inzwischen käme eine Vielfalt an Personen: Frau­
en, Zugewanderte, Ältere. Armut trifft breitere 
Bevölkerungsgruppen. Doch soziale Ausgrenzung 
ist mehr als Armut. Ist der Maßstab ein »selbst­
bestimmtes Leben«, dann nimmt sie auch die 
Form von Benachteiligung in Bezug auf Bildung, 
Arbeit und zivilgesellschaftlicher Partizipation, auf 
Gesundheit und Wohnen an.

Wer länger arbeitslos ist, gerät in Gefahr, arm zu 
werden. Aber der Umkehrschluss ist nicht gültig. 
Armut geht nicht immer auf Arbeitslosigkeit zu­
rück. Prekäre Lebensverhältnisse finden sich nicht 
nur am Rand der Gesellschaft. Wird das subjektive 
Wahrnehmen der eigenen Lebenslage berück­
sichtigt, wie Dörre (2005) vorschlägt, dann er­
scheinen auch Erwerbstätige als verunsichert und 
abstiegsbedroht. Denn auch unter ihnen gibt es 
Leiharbeit, unsichere, befristete und Teilzeit Be­
schäftigungsverhältnisse. Die Anzahl derer steigt, 
die trotz z. T. sogar Vollzeit-Arbeitsplätzen kaum 
über das Existenzminimum hinauskommen.

Ausgrenzung beginnt mit dem Gefühl der 
Bedrohung. Wenn die Planbarkeit des eigenen 
Lebens verloren geht, wenn man nicht mehr mit­
halten kann mit der Norm einer anerkannten Le­
bensweise, die wesentlich über die Teilhabe an 
Erwerbsarbeit definiert wird. Staatliche Leistungen 
sind Ersatzlösungen, gesagt wird damit: Ihr habt 
es nicht geschafft, der Norm zu entsprechen. Hier 
beginnt Ausgrenzung, als abwertender Blick auf 
Biografien. Sie führt zu Verunsicherung, Scham, 
Wut oder Resignation. Dieser Prozess ist nicht nur 
für die Betroffenen schwer erträglich, sondern 
auch gesellschaftlich gefährlich. Denn Angst und 
Enttäuschung kann zu Radikalisierung führen.

Soziale Ausgrenzung ist ein dynamischer 
Prozess, sie geschieht nicht von einem auf 
den anderen Moment. Ein Kind, das in eine 

arme Familie geboren wird, kann Glück haben. 
Wenn sich diese Familie liebevoll kümmert, grei­
fen Unterstützungsprogramme. Wenn sich in der 
Familie aber Einkommensarmut mischt mit Resig­
nation, wenn bereits Desintegration stattgefun­
den hat, dann beginnt der Teufelskreis über Ge­
nerationen hinweg. Dieses Kind weist häufig ge­
ringere Bildungserfolge auf. Ein niedriger oder 
fehlender Bildungsabschluss reduziert die Er­
werbschancen und führt oft zu Misserfolgserleb­
nissen, fehlender Anerkennung, vielleicht Demü­
tigungen durch Ämter. Wenn aus fehlender oder 
prekärer Arbeit nicht sogar Einschüchterung und 
Disziplinierung wird, geht dennoch die Desinteg­

Prof. Dr. Ute Fischer, 
Fachhochschule 
Dortmund, Fachbe­
reich Angewandte 
Sozialwissenschaften

1. Das Phänomen: Soziale Ausgrenzung 
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• 1. Gesicherte Integration 
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• 8. Überwindbare Ausgrenzung 
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„Die Abgehängten“ 

Quelle:  
Dörre 2005 

Soziale Ausgrenzung als dynamischer Prozess 
  

6 Fischer, 12.11.2016 
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ration weiter: Wenig Geld steigert Planlosigkeit im 
Lebenslauf, nicht nur der Glaube an sich selbst 
geht verloren, sondern auch an herrschende Wer­
te und gesellschaftlichen Schutz. Es wundert 
nicht, dass sich jemand unter solchen Umständen 
nicht an demokratischen, kulturellen, nachbar­
schaftlichen und vielen andern Formen der kom­
munalen Gemeinschaft beteiligt.

Gelsenkirchen konkret

Die soziale Situation in Gelsenkirchen ist im Ver­
gleich zu anderen Städten des Ruhrgebiets beson­
ders drastisch. So liegt der Anteil an Langzeitar­
beitslosen unter den Arbeitslosen 2016 insgesamt 
bei fast 85 Prozent im Vergleich zu NRW (75 Pro­
zent) oder Deutschland gesamt (70 Prozent). Nur 
noch Duisburg weist nach Daten des Portals So­

zialpolitik-Aktuell ein ungünstigeres Verhältnis 
auf.

Der Sozialbericht NRW (MAIS 2016) untersucht 
die räumliche Verteilung von Ungleichheiten ent­
lang einiger Merkmale wie etwa dem Anteil von 
Arbeitslosengeld-II-Beziehenden, von Personen 
mit Migrationshintergrund, der Kaufkraft der 
Haushalte sowie der Veränderungen in den letz­
ten Jahren. Dabei stellt sich heraus, dass Gelsen­
kirchen weniger stark segregiert, also ungleich 
verteilt ist als zum Beispiel die eher reicheren Städ­
te Düsseldorf oder Münster. Dies ist insofern eine 
schlechte Nachricht, als sie aussagt: In Gelsenkir­
chen ist Armut über das Stadtgebiet gleicher ver­
teilt und damit auch weiter verbreitet ist als in den 
anderen Städten.

Trotzdem variiert Benachteiligung innerhalb der 
Städte und muss deshalb in kleineren Einheiten 
von Stadtteilen beobachtet und bearbeitet wer­
den. In manchen Quartieren steigt der Anteil von 
ALG II-Beziehenden trotz Bevölkerungsrückgang. 
Das heißt, es ziehen die Einkommensstärkeren, 
die oft auch bildungsstärker sind, aus solchen Ge­
bieten fort. Infolge dessen steigen die soziale und 
die ethnische Segregationen nochmals. An dieser 
Situation ist die Politik nicht unschuldig, denn 
auch die Mietspiegel entscheiden darüber, wer 
sich leisten kann, wo zu wohnen.

Ein Zusammenhang besteht ferner zwi-
schen sozialer und bürgerschaftlicher Un-
gleichheit. Wie Voigtländer (2015) belegt, ist 
soziale und politische Partizipation einerseits ab­
hängig von individuellen Faktoren Andererseits 
basiert sie auf kollektiven und gesellschaftlichen 
Faktoren (vergleiche Abbildung). Die empirische 
Studie verdeutlicht: Wer in Deutschland auf So­
zialleistungen angewiesen ist, dem wird Anerken­
nung entzogen, Handlungsoptionen und Wir­
kungsradius werden kleiner, Selbstbestimmung 
wird eingeschränkt, oft stiften Sozialbehörden 
stigmatisierende Erfahrungen. Diese entladen sich 
aber nicht in Engagement, denn Engagement ver­
langt Selbstwertgefühl und Selbstvertrauen. So­
ziale Rechte und soziales Engagement haben ge­
rade unter der SGB-II Gesetzgebung stark gelit­
ten. Politik muss auch hier Ansatzpunkte 
finden, um sozialer Ausgrenzung entgegen 
zu wirken.

In Gelsenkirchen macht sich dieser Zusammen­
hang z. B. in der Wahlbeteiligung zum Stadtrat 

Zivilgesellschaftliche Partizipation 
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Individuelle Faktoren 
• Einkommen 
• Bildung, Zeit 
• Beruflicher Status 
• Politik-Verständnis 

 

(Quelle: Voigtländer 2015, S. 52f.) 

Soziale Ungleichheit  = 
bürgerschaftliche Ungleichheit   

Kollektive + gesellschaftliche 
Faktoren 
• Güte der sozialen Sicherung 
• Kollektive Identität 
• Kontakt zu mächtigen Akteuren 

10 
Quelle: MAIS 2016, S. 449 

Merkmale: 
• Mittelstark segregierte Mittel- und 

Großstädte mit einem höheren Anteil 
an PLZ-8-Gebieten vom Typ 4 und 5  

• Cluster 4 – Stark benachteiligter, 
wachsender städtischer Bezirk mit 
hoher SGB-II-Quote  

• Cluster 5 – Sehr stark 
benachteiligter, stark schrumpfender 
großstädtischer Bezirk mit sehr 
hoher und deutlich ansteigender 
SGB-II-Quote 
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Weitere Folgen  

Prekarität Kaum Planbarkeit, 
Unsicherheit 

Abstand zur 
Normalität 

Sinkendes 
Selbstwertgefühl 

Scham 

Soziale 
Ungleichheit 

Bürgerschaftliche 
Ungleichheit 

Desintegration Frustration, Wut, 
Readikalisierung 

2014 bemerkbar. Sie lag mit 42  Prozent zwar 
ähnlich niedrig wie in Dortmund (44  Prozent), 
aber deutlich unter der Wahlbeteiligung in Düs­
seldorf (49 Prozent) und Münster (59 Prozent). Bei 
der Landtagswahl NRW 2017 sind die Erfolge der 
AfD dort am höchsten, wo die Wahlbeteiligung 
am geringsten und die Arbeitslosigkeit hoch ist.

Weitere Folgen

Laut Sozialbericht NRW zeigt sich »unzureichen­
der Lebensstandard« vor allem darin, ob unerwar­
tete Ausgaben bestritten werden können, ob 
etwa eine neue Waschmaschine oder ein Auto 
angeschafft werden kann. Im Sommer 2016 
machte eine Meldung Schlagzeilen »Jede/​r 8. Gel­
senkirchener/​in kann nicht in Urlaub fahren« 
(Joeres). Doch auch persönliche Grundbedürfnisse 
können nicht gedeckt werden: Dabei mangelt es 
Einkommensarmen vor allem an Teilhabe bei Frei­
zeit, Sport und Kultur. Auch fehlende Internet-An­
schlüsse wirken ausschließend, nicht zuletzt von 
Partizipation und Bildung. Und wenn abgetrage­
ne Kleidungsstücke nicht ersetzt werden können, 
ist die Scham in der Öffentlichkeit ein weiteres 
Hindernis zur Teilhabe.

Zusammenfassend lässt sich festhalten, dass ein 
Ausgrenzungsprozess dynamisch erfolgt und 
mehrere Ebenen umfasst. Prekäre Lebensverhält­
nisse bringen Unsicherheit und kaum planbare 
Perspektiven mit sich. Dabei vergrößert sich zu­
sehends der Abstand zur gesetzten Normalität 
und lässt Selbstwertgefühl sinken, Scham steigen. 
Soziale Ungleichheit geht daher oft mit bürger­
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schaftlicher Ungleichheit einher. Solche aufsum­
mierten Abwertungs- und Ausschlusserfahrungen 
führen über Frustration und Wut bei einer wach­
senden Zahl zu Radikalisierung im Sinne einer stei­
genden »gruppenbezogenen Menschenfeindlich­
keit« (Küpper/​Zick 2015). Betroffene bei der 
Stärkung ihrer ursprünglich vorhandenen Über­
lebensstrategien zu unterstützen, ist daher auf 
vielen Ebenen möglich und nötig.


